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Leitsätze Eine Feststellungsklage auf Feststellung

des Eintritts der Genehmigungsfiktion
nach § 13 Abs. 3a Satz 6 SGB V ist seit
dem grundlegenden Kurswechsel bei der
Auslegung des § 13 Abs. 3a Satz 6 SGB V
durch das BSG mit Urteil vom 26.05.2020
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Urteilen vom 18.06.2020 (B 3 KR 14/18 R,
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2. Instanz

Aktenzeichen L 5 KR 2043/22
Datum 23.11.2022

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Heilbronn
vom 27.06.2022 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃŸergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand
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Die KlÃ¤gerin begehrt die Feststellung, dass ihr Antrag auf Genehmigung einer
Bruststraffungsoperation bei der Beklagten aufgrund der Nichteinhaltung der
geltenden Fristen als genehmigt gilt.

Die 1963 geborene KlÃ¤gerin ist bei der Beklagten gesetzlich krankenversichert. Im
Januar 2020 wurde bei ihr (auf Kosten der Beklagten) eine Magenbypass-Operation
durchgefÃ¼hrt. Nach der Operation nahm die KlÃ¤gerin ca. 75 kg KÃ¶rpergewicht
ab.

Mit bei der Beklagten am 07.01.2022 eingegangenem Arztbrief des Klinikums S
(Zentrum fÃ¼r operative Medizin) beantragte die KlÃ¤gerin die GewÃ¤hrung einer
Bruststraffungsoperation beidseits. In dem Arztbrief vom 30.11.2021 ist die
Diagnose ausgeprÃ¤gte Ptosis Brust nach Gewichtsreduktion von ca. 75 kg durch
Magenbypass-Operation vom Januar 2020 festgehalten. Zum Befund wird
ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin bei einer KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e von 164 cm ca. 70 kg
wiege. Der Mamillen-InframammÃ¤rabstand betrage links 10 cm, rechts 9,5 cm, der
Unterbrustumfang 85 cm. Als BH-GrÃ¶Ã�e werde 85 B â�� C angegeben. Im Bereich
der Unterbrustfalte fÃ¤nden sich AbdrÃ¼cke der BH-KÃ¶rbchen. Aufgrund des
hohen Gewichtsverlust werde eine Bruststraffungsoperation fÃ¼r medizinisch
sinnvoll gehalten.

Mit Schreiben vom 11.01.2022 teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin mit, sie benÃ¶tige
ein Gutachten, das sie am 11.01.2022 in Auftrag gegeben habe. Am 17.01.2022
wurde die KlÃ¤gerin telefonisch darÃ¼ber in Kenntnis gesetzt, dass die FÃ¼nf-
Wochen-Frist wegen des erst am 10.02.2022 beim Medizinischen Dienst (MD)
stattfindenden Untersuchungstermins nicht eingehalten werden kÃ¶nne.

Im MD-Gutachten vom 10.02.2022 fÃ¼hrte der Arzt M aus, die beiden Mammae
seien ptotisch, symmetrisch und involutionsatroph ohne Nachweis einer
Gigantomastie und eines submammÃ¤ren Ekzems. Ausgehend vom klinischen
Befund liege keine Krankheit im versicherungsrechtlichen Sinn vor. Eine
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die plastisch-chirurgische Korrekturoperation werde nicht
empfohlen.

Mit Bescheid vom 14.02.2022 lehnte die Beklagte die beantragte Leistung ab.

Am 10.03.2022 legte die KlÃ¤gerin Widerspruch ein, den die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 25.04.2022 zurÃ¼ckwies. Die von der KlÃ¤gerin
hiergegen am 09.05.2022 zum Sozialgericht Heilbronn (SG) erhobene Klage, die
unter dem Az. S 16 KR 1261/22 gefÃ¼hrt wird, ist noch anhÃ¤ngig.Â 

Bereits am 05.04.2022 hat die KlÃ¤gerin unter Verweis auf mehrere erstinstanzliche
Entscheidungen und einen Beschluss des erkennenden Senats vom 21.09.2016 (L 5
KR 1519/15) die hier zugrundeliegende Klage beim SG erhoben. Sie hat die
Feststellung begehrt, dass ihr Antrag auf GewÃ¤hrung einer
Bruststraffungsoperation beidseits als Sachleistung vom 07.01.2022 gemÃ¤Ã� 
Â§Â 13 Abs. 3a Satz 6 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V) als genehmigt gilt.
Zur BegrÃ¼ndung hat sie ausgefÃ¼hrt, die Beklagte habe die FÃ¼nf-Wochen-Frist
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des Â§ 13 Abs. 3a Satz 1 1. Alt. SGB V nicht eingehalten. Eine rechtzeitige Mitteilung
sei vorab nicht erfolgt. Als Folge hiervon sei die Genehmigungsfiktion eingetreten
und sie zur Selbstbeschaffung der Leistung berechtigt. Bevor sie jedoch
tatsÃ¤chlich mit der Selbstbeschaffung der Leistung beginne, bedÃ¼rfe es der
gerichtlichen Feststellung des Eintritts der Genehmigungsfiktion und ihrer damit
verbundenen Berechtigung zu Selbstbeschaffung der Leistung. Ein berechtigtes
Feststellungsinteresse liege vor. Mit der gerichtlichen rechtskrÃ¤ftigen Feststellung
des Eintritts der Genehmigungsfiktion kÃ¶nne sie sich ohne Kostenrisiko die
begehrte Leistung selbst beschaffen und der Beklagten gegenÃ¼ber
Kostenerstattung geltend machen. Sonst trage sie im Hinblick auf die Einhaltung
des Beschaffungswegs das Kostenrisiko. Auf die GutglÃ¤ubigkeit komme es in
diesem Verfahren nicht an. Diese sei keine tatbestandliche Voraussetzung fÃ¼r den
Eintritt der Genehmigungsfiktion.

Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten. Zwar habe sie durch die telefonische
Information am 17.01.2022 nicht der vom Gesetz geforderten Schriftform
hinsichtlich der Information, dass die Frist nicht eingehalten werden kÃ¶nne,
entsprochen. Daher sei die Genehmigungsfiktion eingetreten. Dies bestreite sie
nicht und erkenne es auch ausdrÃ¼cklich an. Einer gerichtlichen Feststellung durch
das Gericht bedÃ¼rfe es insoweit nicht. Die Feststellungsklage erachte sie als
unzulÃ¤ssig, denn es fehle am notwendigen Feststellungsinteresse. Es bestehe
keine Unklarheit Ã¼ber die Rechtssituation. Allein durch die Feststellung der
Genehmigungsfiktion kÃ¶nnten nachteilige Konsequenzen â�� hier das Kostenrisiko
bei Selbstbeschaffung â�� auch nicht vermieden werden. Entscheidendes Kriterium
fÃ¼r einen Anspruch auf Kostenerstattung sei, ob die KlÃ¤gerin zu dem Zeitpunkt,
an dem sie sich die Leistung selbst beschaffe, noch gut- oder schon bÃ¶sglÃ¤ubig
sei (Verweis auf Bundessozialgericht , Urteil vom 26.05.2020 â�� B 1 KR 9/18 R -, in
juris).

Mit Gerichtsbescheid vom 27.06.2022 hat das SG die Klage abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, es lege den Antrag gem. Â§ 123
Sozialgerichtsgesetz (SGG) dahingehend aus, dass die Feststellung begehrt werde,
wonach die Beklagte aufgrund eingetretener Genehmigungsfiktion die Kosten einer
von der KlÃ¤gerin noch selbst zu beschaffenden Bruststraffungsoperation â�� bis zu
einer bindenden Entscheidung Ã¼ber die Sachleistung (Â§ 77 SGG) â�� zu erstatten
habe. WÃ¤re die Klage nur auf die Feststellung des Eintritts der
Genehmigungsfiktion gemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs. 3a Satz 6 SGB V gerichtet, wÃ¤re sie als
Elementenfestellungsklage unzulÃ¤ssig. Aber auch die erhobene Feststellungsklage
â�� wie sie durch das SG ausgelegt werde â�� sei unzulÃ¤ssig. FÃ¼r die Erhebung
einer Feststellungsklage sei grundsÃ¤tzlich erforderlich, dass der KlÃ¤ger ein
berechtigtes Interesse an der baldigen Feststellung habe. Es genÃ¼ge dabei jedes
eigene, nach der Sachlage vernÃ¼nftigerweise gerechtfertigte Interesse, das
rechtlicher, wirtschaftlicher oder ideeller Art sein kÃ¶nne. Die KlÃ¤gerin begehre
aber die Feststellung eines zukÃ¼nftigen RechtsverhÃ¤ltnisses, nÃ¤mlich in Bezug
auf eine noch zu beschaffende Bruststraffungsoperation. HierfÃ¼r fehle es am
erforderlichen qualifizierten Feststellungsinteresse. Den Beteiligten sei es im
Regelfall zumutbar, den Eintritt des RechtsverhÃ¤ltnisses abzuwarten. Zwar sei
ausnahmsweise auch ein aufschiebend bedingtes RechtsverhÃ¤ltnis als
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feststellungsfÃ¤higes RechtsverhÃ¤ltnis anzusehen, wenn die wesentlichen
Tatsachen bereits vorlÃ¤gen und nur der Eintritt der Bedingung noch ausstehe,
ebenso die Verpflichtung zu erst kÃ¼nftig fÃ¤llig werdenden Leistungen, sofern
diese Leistungen aufgrund eines gegenwÃ¤rtig bereits feststehenden Sachverhalts
zu erbringen seien und nur noch die FÃ¤lligkeit aufgeschoben sei. Dies sei hier aber
nicht der Fall. Soweit man eine derart aufschiebende Bedingung fÃ¼r die
Selbstbeschaffung der Leistung durch die KlÃ¤gerin annehmen kÃ¶nne, sei das
Vorliegen der weiteren Voraussetzung, nÃ¤mlich der GutglÃ¤ubigkeit im Zeitpunkt
der Selbstbeschaffung derart ungewiss, dass eine Feststellung nicht in Betracht
kommen kÃ¶nne. Das BSG habe zur GutglÃ¤ubigkeit ausgefÃ¼hrt, dass die
GutglÃ¤ubigkeit ein tatsÃ¤chlicher Umstand sei, der sich jederzeit hin zur
BÃ¶sglÃ¤ubigkeit verÃ¤ndern kÃ¶nne (Verweis auf BSG, Urteil vom 26.05.2020 â�� 
B 1 KR 9/18 R -, in juris). Zwar kÃ¶nne die Kenntnis bzw. â��GutglÃ¤ubigkeitâ�� der
KlÃ¤gerin dahingestellt bleiben, wenn auf die von der KlÃ¤gerin angestrebte
Bruststraffung materiell-rechtlich ein (Sachleistungs)Anspruch bestehe. Wolle man
hierauf bezogen ein qualifiziertes Feststellungsinteresse annehmen, da der
Sachleistungsanspruch nicht ungewiss sei, sei die Feststellungsklage aber aufgrund
ihrer SubsidiaritÃ¤t gegenÃ¼ber der Leistungsklage unzulÃ¤ssig. Der KlÃ¤gerin sei
es insoweit zumutbar, den Ausgang der bereits von hier erhobenen Leistungsklage
abzuwarten.

Gegen den ihr am 27.06.2022 zugestellten Gerichtsbescheid hat die KlÃ¤gerin am
18.07.2022 beim SG Berufung zum Landessozialgericht (LSG) Baden-
WÃ¼rttemberg eingelegt. Sie ist der Auffassung, dass das SG schon nicht durch
Gerichtsbescheid hÃ¤tte entscheiden dÃ¼rfen. Abgesehen davon wiederholt sie ihr
bisheriges Vorbringen. Ihre Klage sei zulÃ¤ssig. Sie habe ein berechtigtes Interesse
an der Feststellung, dass die begehrte Behandlung als genehmigt gelte. Die
Zulassung der Revision rege sie an.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Heilbronn vom 27.06.2022 aufzuheben und
die Sache zur erneuten Entscheidung an das Sozialgericht Heilbronn
zurÃ¼ckzuverweisen, hilfsweise, festzustellen, dass der Antrag der KlÃ¤gerin vom
07.01.2022 auf GewÃ¤hrung einer Bruststraffungsoperation beidseits als
Sachleistung gemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs. 3a Satz 6 SGB V als genehmigt gilt.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Das SG habe in nicht zu beanstandender Weise im Wege des Gerichtsbescheids
entschieden. Im Ã�brigen teile sie die Auffassung des SG, dass die erhobene
Feststellungsklage unzulÃ¤ssig sei.Â 

Die Beteiligten haben Ã¼bereinstimmend ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer
Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung erteilt.
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf deren SchriftsÃ¤tze sowie die Akten der Beklagten, des SG und
des Senats Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die nach den Â§Â§ 143, 144, 151 Abs. 1 SGG form- und fristgerecht eingelegte
Berufung der KlÃ¤gerin, Ã¼ber die der Senat mit dem EinverstÃ¤ndnis der
Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung nach Â§Â§ 124 Abs. 2, 153 Abs. 1 SGG
entscheidet, ist statthaft und zulÃ¤ssig, in der Sache jedoch weder im Haupt- noch
im Hilfsantrag begrÃ¼ndet.

1. Der Hauptantrag auf ZurÃ¼ckverweisung an das SG hat keinen Erfolg. Das SG
hat zu Recht im Wege des Gerichtsbescheids entschieden. Nach Â§ 159 Abs. 1 Nr. 2
SGG, der vorliegend allein in Betracht kommt, kann das LSG die angefochtene
Entscheidung aufheben und die Sache an das SG zurÃ¼ckverweisen, wenn das
Verfahren an einem wesentlichen Mangel leidet und aufgrund dieses Mangels eine
umfangreiche und aufwÃ¤ndige Beweisaufnahme notwendig ist. Hier ist dem SG
weder ein Verfahrensfehler unterlaufen noch ist eine umfangreiche und
aufwÃ¤ndige Beweisaufnahme notwendig. Der Eintritt der Genehmigungsfiktion ist
zwischen den Beteiligten nicht im Streit und bei der Frage, ob dies im Wege der
Feststellungsklage geltend gemacht werden kann, handelt es sich um eine
Rechtsfrage. Somit ist keine aufwÃ¤ndige Beweisaufnahme notwendig. Das SG war
berechtigt, nach AnhÃ¶rung der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch
Gerichtsbescheid zu entscheiden, nachdem die Sache keine besonderen
Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art aufweist und der
entscheidungsrelevante Sachverhalt geklÃ¤rt war (Â§ 105 Abs. 1 SGG). Insofern
kommt eine ZurÃ¼ckverweisung an das SG nicht in Betracht.

2. Auch der Hilfsantrag auf Feststellung, dass der Antrag der KlÃ¤gerin vom
07.01.2022 auf GewÃ¤hrung einer Bruststraffungsoperation beidseits als
Sachleistung gemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs. 3a Satz 6 SGB V als genehmigt gilt, hat keinen
Erfolg.

Der Senat sieht sich insoweit gehindert, den Antrag â�� wie das SG â��
sachdienlich dahingehend auszulegen, dass die KlÃ¤gerin die Feststellung begehrt,
wonach die Beklagte aufgrund eingetretener Genehmigungsfiktion die Kosten einer
von der KlÃ¤gerin noch selbst zu beschaffenden Bruststraffungsoperation â�� bis zu
einer bindenden Entscheidung Ã¼ber die Sachleistung (Â§ 77 SGG) â�� zu erstatten
habe. Zwar gilt Â§ 123 SGG auch im Berufungsverfahren (Keller in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG; 13. Aufl. 2020, Â§ 123 Rn. 5a). Danach
entscheidet das Gericht Ã¼ber die vom KlÃ¤ger erhobenen AnsprÃ¼che, ohne an
die Fassung der AntrÃ¤ge gebunden zu sein. Im Zweifel wird der KlÃ¤ger den
Antrag stellen wollen, der ihm am besten zum Ziel verhilft
(MeistbegÃ¼nstigungsprinzip; Keller in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt,
SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 123 Rn. 3). Bei einem von einem Rechtsanwalt oder einem
anderen qualifizierten ProzessbevollmÃ¤chtigten gestellten Klageantrag ist
allerdings in der Regel anzunehmen, dass dieser das Gewollte richtig wiedergibt
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(BSG, Beschluss vom 05.06.2014 â�� B 10 Ã�G 29/13 B -, in juris; Keller in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 123 Rn. 3). Im
vorliegenden Verfahren hat der die KlÃ¤gerin vertretende Rechtsanwalt, bei dem es
sich um einen Fachanwalt fÃ¼r Sozialrecht handelt, nunmehr auch im
zweitinstanzlichen Verfahren nur beantragt, festzustellen, dass der Antrag der
KlÃ¤gerin auf GewÃ¤hrung einer Bruststraffungsoperation beidseits als Sachleistung
vom 07.01.2022 gemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs. 3a Satz 6 SGB V als genehmigt gilt. An
diesem schon erstinstanzlich gestellten Antrag hat er festgehalten, obwohl sich das
SG zu dem so gestellten Antrag im erstinstanzlichen Gerichtsbescheid dahingehend
geÃ¤uÃ�ert hat, dass die Klage, wenn sie nur auf die Feststellung des Eintritts der
Genehmigungsfiktion gemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs. 3a Satz 6 SGB V gerichtet wÃ¤re, als
Elementenfeststellungsklage unzulÃ¤ssig wÃ¤re. Eine Auslegung kommt daher
zumindest im Berufungsverfahren nicht in Betracht.

Die ausweislich des Antrags gestellte Feststellungklage ist unzulÃ¤ssig.

Nach Â§ 55 Abs. 1 Nr. 1 SGG kann mit der Feststellungsklage die Feststellung des
Bestehens oder Nichtbestehens eines RechtsverhÃ¤ltnisses begehrt werden, wenn
der KlÃ¤ger ein berechtigtes Interesse an der baldigen Feststellung hat. Die
Feststellungsklage muss nicht auf die Feststellung des RechtsverhÃ¤ltnisses im
umfassenden Sinn zielen. Es kann auch auf Feststellung einzelner Rechte und
Pflichten geklagt werden, die auf dem RechtsverhÃ¤ltnis im umfassenden Sinn
basieren und vom Inhalt des RechtsverhÃ¤ltnisses abhÃ¤ngen (Keller in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG; 13. Aufl. 2020, Â§ 55 Rn. 6). Nicht mÃ¶glich
ist aber die Feststellungsklage wegen einzelner Elemente, z.B. Rechtsfragen,
Vorfragen, Tatfragen, Verwaltungsgepflogenheiten, Eigenschaften von Personen
und Sachen (Keller in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG; 13. Aufl. 2020,
Â§ 55 Rn. 9). So verhÃ¤lt es sich hier. Die KlÃ¤gerin begehrt ausdrÃ¼cklich nur die
Feststellung der Genehmigungsfiktion. Diese begrÃ¼ndet seit dem grundlegenden
Kurswechsel bei der Auslegung des Â§ 13 Abs. 3a Satz 6 SGB V durch das BSG mit
Urteilen vom 26.05.2020 (- B 1 KR 9/18 R â�� und nachfolgend auch mit Urteilen
vom 18.06.2020 â�� B 3 KR 14/18 R, B 3 KR 6/19 R und B 3 KR 13/19 R -, alle in
juris) aber keinen eigenstÃ¤ndigen Sachleistungsanspruch (mehr). Die
Genehmigungsfiktion vermittelt dem Versicherten nur eine vorlÃ¤ufige
Rechtsposition, die es ihm erlaubt, sich die Leistung selbst zu beschaffen. Ob ein
Sachleistungsanspruch besteht und die Krankenkasse die Kosten der
selbstbeschafften Leistung erstatten muss, ist damit nicht geklÃ¤rt. Der Eintritt der
Genehmigungsfiktion ist nur ein Element der begehrten Sachleistung und der
anschlieÃ�enden Kostenerstattung. Voraussetzung fÃ¼r einen
Sachleistungsanspruch und die Kostenerstattung mit Blick auf eine Leistung auf die
nach den allgemeinen GrundsÃ¤tzen der gesetzlichen Krankenversicherung kein
Rechtsanspruch besteht, ist nach der nunmehrigen Rechtsprechung des BSG
auÃ�erdem, dass der Versicherte im Zeitpunkt der Selbstbeschaffung
â��gutglÃ¤ubigâ�� war. FÃ¼r die GutglÃ¤ubigkeit kommt es darauf an, ob der
Versicherte das Nichtbestehen des Anspruchs kannte oder grob fahrlÃ¤ssig nicht
kannte. Das Selbstbeschaffungsrecht besteht, solange der Versicherte gutglÃ¤ubig
ist, und endet, wenn Ã¼ber den Leistungsanspruch bindend entschieden worden ist
oder sich der Antrag anderweitig erledigt hat (Helbig in Schlegel/Voelzke, jurisPK-
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SGB V, 4. Aufl., Â§ 13 Rn. 121.1).

Selbst wenn man aber davon ausgehen wÃ¼rde, dass auch die Feststellung der
Genehmigungsfiktion isoliert begehrt werden kann, fehlt es â�� ebenfalls mit der
Folge der UnzulÃ¤ssigkeit â�� jedenfalls an einem Feststellungsinteresse fÃ¼r die
Feststellungsklage. Das Feststellungsinteresse ist ein Sonderfall des allgemeinen
RechtsschutzbedÃ¼rfnisses. Ein berechtigtes Interesse ist nicht gleichbedeutend
mit einem rechtlichen Interesse, sondern schlieÃ�t, Ã¼ber ein solches Interesse
hinaus, jedes als schutzwÃ¼rdig anzuerkennende Interesse wirtschaftlicher oder
ideeller Art ein. Das Feststellungsinteresse muss gerade gegenÃ¼ber dem
Beklagten bestehen (Keller in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG; 13.
Aufl. 2020, Â§55 Rn. 15a). Dies kann etwa der Fall sein, wenn der Beklagte
bestreitet, dass die Genehmigungsfiktion eingetreten ist. Eine solche Konstellation
liegt hier nicht vor. Die Beklagte bestreitet den Eintritt der Genehmigungsfiktion
nicht und erkennt sie ausdrÃ¼cklich an.

Der Senat setzt sich damit auch nicht in Widerspruch zu seinem Beschluss vom
21.09.2016 (- L 5 KR 1510/15 -, in juris) und den Entscheidungen des Sozialgerichts
Marburg (Urteil vom 10.02.2017 â�� S 14 KR 92/16 -, in juris) und des Sozialgerichts
Mainz (Urteil vom 25.07.2016 â�� S 12 KR 28/16 -, in juris), auf die sich die
KlÃ¤gerin beruft und in denen jeweils die ZulÃ¤ssigkeit der Feststellungsklage
bejaht wurde. Diese Entscheidungen ergingen vor dem vom BSG im Jahr 2020
vorgenommenen Kurswechsel. Damals begrÃ¼ndete die fingierte Genehmigung
(noch) einen eigenstÃ¤ndig durchsetzbaren Sachleistungsanspruch. Dies
verschaffte den damaligen KlÃ¤gern das Recht, ihr Begehren mit der
Feststellungsklage zu verfolgen.

Die Entscheidungen des Sozialgerichts Karlsruhe (Gerichtsbescheid vom 14.02.2022
â�� S 11 KR 199/20 -, in juris), des Sozialgerichts Augsburg (Urteil vom 31.05.2022
â�� S 3 KR 377/21 -, in juris) und des Sozialgerichts Aachen (Urteil vom 09.04.2021
â�� S 15 KR 423/19 -, in juris), auf die sich die KlÃ¤gerin in ihrer
BerufungsbegrÃ¼ndung ebenfalls stÃ¼tzt, verkennen, dass allein der Eintritt der
Genehmigungsfiktion den Versicherten nicht mehr zu einem
Kostenerstattungsanspruch verhilft, es insoweit vielmehr noch der GutglÃ¤ubigkeit
bei der Beschaffung der Leistung bedarf. Die weiter in der BerufungsbegrÃ¼ndung
angefÃ¼hrten Entscheidungen wurden von der KlÃ¤gerin nicht vorgelegt und sind
â�� soweit ersichtlich â�� (insbes. in juris) nicht verÃ¶ffentlicht.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und
2 SGG).
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https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%205%20KR%201510/15
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2014%20KR%2092/16
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2012%20KR%2028/16
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2011%20KR%20199/20
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%203%20KR%20377/21
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2015%20KR%20423/19
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
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